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Die Mitgliedstaaten der EU müssen in Energiefragen gemeinsam handeln 
und mit einer Stimme sprechen, um ihre Interessen in der Welt effektiv ver-
treten zu können. Das ist der Kerngedanke einer von der EU-Kommission 
vorgeschlagenen Strategie für die Energie-Außenpolitik. Dazu sollen die Mit-
gliedstaaten ihre Politik besser koordinieren und sich darüber verständigen, 
welche Anliegen für alle gemeinsam besonders wichtig sind. In den vergan-
genen Jahren habe die EU im Energiebereich primär Gesetze für den Binnen-
markt erlassen, sagte Energiekommissar Günther Oettinger. 

„Nun muss die EU die Errungenschaf-
ten ihres großen Energiebinnenmarktes 
über ihre Grenzen hinaus ausweiten, 
um die Sicherheit der Energieversor-
gung Europas zu gewährleisten und 
internationale Partnerschaften im Ener-
giebereich zu fördern.“ Künftig möch-
te die EU-Kommission im Namen der 
Mitgliedstaaten auch Verträge schlie-
ßen können. Zum Beispiel wenn es 
um den Bau besonders wichtiger Lei-
tungen geht, die den Interessen aller 
EU-Staaten dienen, oder um wichtige 
Lieferverträge für Öl und Gas. „Wenn 
wir gemeinsam auftreten, haben wir ein 

ganz anderes Gewicht“, sagte Oettin-
ger. Dann könne die andere Seite nicht 
mehr nach dem Prinzip „Teile und herr-
sche“ gegenüber der EU auftreten. 

Ein erster Beispielfall soll die Aushandlung 
eines trilateralen Abkommens zwischen 
der Kommission, Aserbaidschan und Turk-
menistan über den Bau einer Gaspipeline 
unter dem Kaspischen Meer hindurch wer-
den. Diese wäre ein wichtiger Baustein, 
um Gaslieferungen aus dieser rohstoffrei-
chen Region in die EU zu ermöglichen. 

(Artikel weiterlesen auf Seite 2)

Kurz & Knapp

Im Fokus

Strategie zur Energie-Außenpolitik

EU-Staaten sollen Interessen gemeinsam vertreten
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Verfassungsgericht gibt 
grünes Licht

Das Bundesverfassungsgericht hat 
die geplanten Euro-Rettungshilfen 
Deutschlands für verfassungsgemäß 
erklärt. Die Verfassungsbeschwerden 
mehrerer Professoren und des CSU-
Politikers Peter Gauweiler gegen die 
Griechenlandhilfe und den Euro-Ret-
tungsschirm wurden zurückgewie-
sen. Das Urteil stelle jedoch keinen 
Freifahrtschein für künftige Euro-Ret-
tungspakete und Hilfszusagen dar, 
betonte Gerichtspräsident Andreas 
Voßkuhle ausdrücklich. 
 
Bei künftigen Rettungsaktionen 
muss die Bundesregierung die 
vorherige Zustimmung des Haus-
haltsausschusses des Bundestages 
einholen. Entscheidungen über Ein-
nahmen und Ausgaben der öffent-
lichen Hand müssten „als grund-
legender Teil der demokratischen 
Selbstgestaltungsfähigkeit im Ver-
fassungsstaat“ in der Hand des  
Bundestages bleiben, begründeten 
die Richter diese Auflage.

Die EU-Kommission nahm das Urteil 
laut einer Sprecherin „mit Zufrieden-
heit“ zur Kenntnis. Es sei nun an Bun-
desregierung und Bundestag, die nö-
tigen Schlussfolgerungen zu ziehen. 

Euro-Rettungshilfen

www.bverfg.de/entscheidungen/
rs20110907_2bvr098710.html
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Die neue Energie-Außenpolitik ist darauf ausgerichtet, die Sicherheit der Energieversorgung Europas zu gewährleisten

www.bverfg.de/entscheidungen/rs20110907_2bvr098710.html
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en Der günstigste Weg zu Klimaschutz und sicherer Versorgung mit Energie ist es, weniger Energie 

zu verbrauchen. Einen Beitrag dazu leisten EU-Vorschriften, die für den Stromverbrauch etwa von 
Fernsehern oder Wärmepumpen Mindesteffizienzwerte festlegen. Prominentes Beispiel sind die her-
kömmlichen Glühbirnen. Nach den Modellen mit 100 und 75 Watt werden seit dem 1. September nun 
auch die 60-Watt-Birnen vom Markt genommen. Restbestände dürfen aber noch verkauft werden. 
2012 kommt dann auch das Aus für Glühbirnen mit geringerer Leistung.
 
Bei den Alternativen haben die Verbraucher eine große Auswahl zwischen Halogenlampen, Leuchtdio-
den (LED) und anderen Energiesparlampen, etwa Kompaktleuchtstofflampen. Allen gemeinsam ist, dass 
man damit den Energieverbrauch deutlich drosseln kann, um bis zu 80 Prozent. Auf lange Sicht zahlt 
sich das auch finanziell aus. Denn Energiesparlampen sind zwar teurer als Glühbirnen, halten aber auch 
bis zu zehnmal so lange. Teils betragen die jährlichen Gesamtkosten für Lampenkauf 
und Strom so ein Viertel der Kosten einer konventionellen Glühbirne.
 
Welche Lampe konkret die beste Wahl ist, hängt vom Einzelfall ab. Die 
Stiftung Warentest hat jüngst die besten Noten an zwei LED-Lampen 
vergeben, deren Einsatz wegen ihres hohen Preises von 40 Euro und 
mehr sich aber nur dort lohnt, wo sie oft und lange brennen müssen. 
Als preisgünstige Alternative empfehlen die Tester gute Kompakt-
leuchtstofflampen, die nur wenige Euro kosten. 
 
Der Umwelt nützt der Abschied von der Glühbirne allemal. Laut EU-
Kommission lässt sich dadurch bis 2020 eine Menge Strom sparen, die 
dem jährlichen Verbrauch von 11 Millionen EU-Haushalten entspricht. Das 
hätte umgerechnet den gleichen Ef- fekt, als wenn zehn Kraftwerke mit je 500 
Megawatt Leistung vom Netz gingen oder sieben Millionen Autos von den Straßen 
verschwänden. 
 
Über die Helligkeit einer Lampe gibt künftig die Einheit Lumen (lm) Auskunft. Eine Energie-
sparlampe mit 700 lm zum Beispiel bietet die Lichtleistung einer 60-Watt-Glühbirne. Wichtig ist auch 
die Lichtfarbe. Sie wird als Farbtemperatur in Kelvin (K) dargestellt. Nach Auskunft der Verbraucher-
zentrale (vz) Nordrhein-Westfalen leuchten Lampen mit 2.700 K ähnlich wie die traditionelle Glüh-
birne warmweiß und sorgen für ein gemütliches Licht zu Hause. Tageslichtweiße Lampen mit cirka 
6.000 K erzeugen ein sachliches Licht, das eher für den Arbeitsplatz geeignet ist, so die vz. 
 
Alte Energiesparlampen dürfen nicht in den Hausmüll geworfen werden, sondern sollen ins Geschäft 
oder zum Wertstoffhof gebracht werden, unter anderem, weil in manchen Lampen eine geringe Men-
ge Quecksilber enthalten ist. Zerbricht eine solche Lampe im Haus, wird empfohlen, das Zimmer zu 
lüften, Hautkontakt zu vermeiden und die Scherben mit einem feuchten Tuch statt mit dem Staubsau-
ger zu entfernen. Eine Gesundheitsgefahr für Erwachsene besteht nicht.
 
Laut Stiftung Warentest belasten Sparlampen die Umwelt unter dem Strich sogar deutlich weniger mit 
Quecksilber als Glühlampen. Denn weil sie weniger Strom brauchen, muss in Kraftwerken weniger 
Kohle verbrannt werden, in der auch Quecksilber enthalten ist. 
 
www.e-lumen.eu
www.test.de/themen/haus-garten/test/Sparlampen-Testsieg-fuer-LEDs-4269907-4269941/

(Fortsetzung)

Die Kommission bemüht sich um ein 
entsprechendes Verhandlungsmandat 
der Mitgliedstaaten. Oettinger sagte, 
bereits die jüngsten Verhandlungen mit 
Aserbaidschan hätten gezeigt, wie wich-
tig das einheitliche Auftreten sei. Aser-
baidschan habe der EU als Ganze „und 
nur ihr – nicht einzelnen Mitgliedstaaten“ 
zugesagt, große Mengen Gas zu liefern.

Auch umfassende Partnerschaftsverträ-
ge mit wichtigen Lieferländern wie etwa 
Russland sollen im Namen der gesamten 
EU geschlossen werden. In solchen Ab-

kommen solle es nicht nur um Energie-
lieferungen gehen, sagte Oettinger, son-
dern auch um Regulierungsfragen oder 
die Zusammenarbeit in der Forschung 
und beim Klimaschutz. Besonders wich-
tig könnten Partnerschaftsabkommen 
mit Ländern wie Ägypten, Tunesien oder 
Libyen sein, „wo sich ein politischer 
Wandel vollzieht“, so der Kommissar.

Bilaterale Verträge vorher prüfen

Da die EU-Staaten derzeit 80 Prozent 
ihres Erdöls und über 60 Prozent des 
Erdgases von außerhalb der EU impor-
tieren, ist es klar, dass sie auch zahlrei-

che Verträge mit Lieferländern schlie-
ßen, in denen das EU-Energierecht nicht 
gilt. Diese Verträge will die Kommission 
künftig besonders unter die Lupe neh-
men und darauf achten, dass sie keine 
Klauseln enthalten, die den Interessen 
anderer Mitgliedstaaten schaden könn-
ten oder EU-Recht widersprechen, etwa 
weil gewissen Unternehmen eine Vor-
zugsbehandlung eingeräumt wird oder 
der diskriminierungsfreie Zugang aller 
Interessierten zu Energieleitungen nicht 
gewährleistet wird. 

Zusammen mit ihrer Strategie hat die 
Kommission deshalb einen Gesetzent-
wurf präsentiert, wonach die EU-Staa-
ten ihre Energieverträge mit Drittstaaten 
der Kommission vorlegen und mit der 
Unterschrift unter neue Verträge so lan-
ge warten müssen, bis die Prüfung ab-
geschlossen ist. Auf diese Weise könne 
verhindert werden, dass später jahre-
lang prozessiert werde, sagte Oettinger. 

Insgesamt werden in der Kommissions-
strategie zur Energie-Außenpolitik 43 
konkrete Aktionen vorgeschlagen. Ne-
ben den genannten gehören dazu etwa:

 � die Zusammenarbeit mit wichtigen 
Partnerländern vertiefen, etwa mit 
Russland und der Schweiz

 � eine neue Partnerschaft für erneuer-
bare Energien mit den Ländern süd-
lich des Mittelmeers, auch damit von 
dort Solarstrom in die EU importiert 
werden kann

 � international verbindliche Standards 
für die Sicherheit von Atomkraftwer-
ken durchsetzen

 � bei der Forschung für Klimaschutz 
und energiesparende Technologien 
stärker mit Ländern wie den USA, 
Japan oder China kooperieren

 � in der Entwicklungspolitik einen 
Schwerpunkt darauf legen, dass Ent-
wicklungsländer besseren Zugang zu 
erneuerbaren Energiequellen bekom-
men

 � mehr Nachbarstaaten zur Übernah-
me der Regeln des Energie-Bin-
nenmarktes bewegen und die Zu-
sammenarbeit mit diesen Ländern 
vertiefen
(frh)

http://ec.europa.eu/energy/international/
index_en.htm
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Gentechnisch veränderte Zutaten:
EuGH bestätigt „Nulltoleranz“ 	
bei Honig 

Nahrungsmittel, die gentechnisch ver-
änderte (GV) Zutaten enthalten, müssen 
erst getestet und zugelassen werden, 
bevor sie in der EU verkauft werden dür-
fen. Das gilt auch, wenn es sich nur um 
geringe GV-Spuren handelt und wenn 
diese unabsichtlich in das Nahrungsmit-
tel gelangt sind, urteilte der Europäische 
Gerichtshof (EuGH).  

Dem Urteil liegt die Klage eines Imkers 
gegen den Freistaat Bayern zugrunde. 
Der Mann hatte seine Bienenstöcke in 
der Nähe von Feldern, auf denen zu For-
schungszwecken gentechnisch verän-
derter Mais angebaut wurde, aufgestellt. 
2005 fanden sich in seinem Honig und 
anderen Imkereiprodukten Pollen dieses 
Maises. Der Imker machte geltend, dass 
seine Produkte wegen der Verunreini-
gung nicht mehr zu verkaufen seien, ver-
nichtete sie und forderte Schadensersatz 
vom Freistaat Bayern, dem die Maisfelder 
gehören. Der Bayerische Verwaltungsge-
richtshof wollte nun vom EuGH wissen, 
ob der Honig tatsächlich nach den Re-
geln der EU-Verordnung für GV-Lebens-
mittel zugelassen werden musste.
 

Politiker verschiedener Parteien sowie 
Umweltverbände wie der BUND und 
Greenpeace forderten nach dem Ur-
teil Konsequenzen für die europäische 
und deutsche Gesetzgebung zu gen-
technisch veränderten Lebensmitteln. 
Genannt wurden etwa Mindestabstän-
de zwischen Gentech-Feldern und Bie-
nenstöcken oder eine EU-weite Scha-
densersatzregelung für solche Fälle. Die 
EU-Kommission will nun prüfen, welche 
Konsequenzen aus dem Urteil gezogen 
werden müssen, besonders für die Zu-
lassung des fraglichen GV-Maises als 

Zutat in Honig. Für den 22. September 
ist eine Diskussion mit Experten aus den 
EU-Mitgliedstaaten geplant. (Aktenzei-
chen C-442/09)
 

http://curia.europa.eu/jcms/jcms/j_6/

Jobverlust durch Globalisierung:
EU-Fonds hilft immer 	
mehr Menschen

23.700 Europäern, die ihren Arbeitsplatz 
verloren haben, weil ihr Unternehmen 
aus der EU abwanderte oder Arbeit-
nehmer entließ – etwa  wegen globalen 
Konkurrenzdrucks oder weil Kunden in 
Übersee wegbrachen –, hat die EU 2010 
mit Geld aus dem Globalisierungsfonds 
geholfen, einen neuen Job zu suchen 
oder sich selbstständig zu machen. Das 
sind doppelt so viele wie 2009. 

Die Zahl der Anträge auf Hilfe war drei-
mal so hoch wie im Vorjahr. Eine unmit-
telbare Folge der globalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise, so Lászlo Andór, Kom-
missar für Beschäftigung und Soziales. Er 
rechnet damit, dass die Nachfrage nach 
Hilfe aus dem Fonds weiter steigen wird.
 

Die Kommission empfiehlt Mitgliedstaa-
ten und Europäischem Parlament des-
halb, auch in der nächsten mehrjährigen 
EU-Finanzplanungsperiode nach 2013 
ausreichende Mittel für den Fonds be-
reitzustellen. 2010 bekamen laut Jahres-
bericht neun EU-Staaten – darunter auch 
Deutschland – insgesamt 83,5 Millionen 
Euro aus dem Globalisierungsfonds. 
Damit wurden 65 Prozent der Hilfen für 
die Jobsuchenden bezahlt, der Rest des 
Geldes kam aus nationalen Kassen.

http://ec.europa.eu/social/main.
jsp?catId=326&langId=de

Europäischer Forschungsrat:
Münchner Professor wird 	
Generalsekretär
 

Der Deutsch-Kanadier Donald B. Ding-
well wird neuer Generalsekretär des 
Europäischen Forschungsrates. Seine 
Amtszeit dauert vom 1. September 2011 
bis Dezember 2013. Der prominente 
Professor für Geowissenschaft leitet 
derzeit den Fachbereich für Erd- und 
Umweltwissenschaften der Ludwig-Ma-
ximilians-Universität München. Dingwell 
wird Nachfolger von Professor Andreu 

Mas-Colell, der vor etwa einem Jahr an 
die Universität Barcelona zurückgekehrt 
ist. Seitdem war der Posten des Gene-
ralsekretärs vakant.

Der Forschungsrat ist 2007 als EU-Agen-
tur für Grundlagenforschung gegründet 
worden. Er verfügt für die Jahre 2007 bis 
2013 über einen Etat von 7,5 Milliarden 
Euro und soll Projekte voranbringen, mit 
denen Kreativität und Pioniergeist vor 
allem junger Wissenschaftler gefördert 
werden. Außerdem soll er Top-Wissen-
schaftler aus aller Welt in die EU locken.
 
http://erc.europa.eu

Sicherheit im Autoverkehr:
Automatisches Notrufsystem soll 	
2015 Pflicht werden
 
Wenn Autofahrer oder Passagiere nach 
einem Unfall bewusstlos sind oder aus 
anderen Gründen keinen Rettungsdienst 
rufen können, soll ihnen künftig ein auto-
matisches Notrufsystem zu Hilfe kommen. 
Das so genannte eCall soll nach dem Vor-
schlag der EU-Kommission ab 2015 in al-
len neuen Modellen von Pkw oder leichten 
Nutzfahrzeugen eingebaut werden. 
 
Bei einem schweren Unfall wählt eCall 
automatisch die Notrufnummer 112 und 
übermittelt einer geeigneten Rettungs-
zentrale den Standort des Fahrzeugs. 
Auch Unfallzeugen sollen eCall auf 
Knopfdruck auslösen können. Die Kom-
mission geht davon aus, dass dadurch 
jedes Jahr hunderte Menschenleben ge-
rettet werden können. Die Kosten für den 
Einbau des Systems werden auf weniger 
als 100 Euro pro Neuwagen geschätzt.
 

http://ec.europa.eu/ecall
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Prof. Donald B. Dingwell
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r Deutschland steht unter anderem in der Kri-
tik, weil es Bürgern anderer EU-Staaten nur 
in Härtefällen gestattet wird, Angehörige 
mit Drittstaatsangehörigkeit nachzuho-
len. Nach EU-Recht muss das aber erlaubt 
werden, wenn ein EU-Bürger für den Unter-
halt garantiert oder mit dem Partner bereits 
im Herkunftsland dauerhaft zusammenge-
lebt hat. 

Auch seien die Behörden zu streng, wenn 
EU-Bürger wegen Gefährdung der öffent-
lichen Sicherheit oder Gesundheit ausge-
wiesen würden. Ihnen werde die Wiederein-
reise unbefristet verboten, nach EU-Recht 
sei aber nur eine begrenzte Ausweisung 
erlaubt. 

Schließlich moniert die Kommission, dass 
gleichgeschlechtliche Lebenspartner 
aus anderen EU-Staaten nur dann nach 
Deutschland nachziehen dürfen, wenn sie 
ausreichende Sprachkenntnisse nachwei-
sen können.

Der Fall Dänemarks hat die meisten 
Schlagzeilen gemacht: Nachdem die 
Kopenhagener Regierung im Mai an-
gekündigt hatte, an den Grenzen zu 
Deutschland und Schweden wieder 
Kontrollen einzuführen, um die Bevölke-
rung besser vor Kriminellen und illegalen 
Einwanderern zu schützen, leitete die 
EU-Kommission eine Untersuchung ein, 
ob sich das mit dem Recht auf Freizü-
gigkeit im Schengen-Raum vereinbaren 
lässt. Noch läuft die Prüfung. Die Kom-
mission besteht weiter darauf, dass die 
Reisefreiheit der EU-Bürger in der Praxis 
nicht unzulässig eingeschränkt wird.
 
Aber der dänische Fall ist nicht der ein-
zige, in dem das Recht auf Freizügig-
keit begrenzt wird. Eine Untersuchung 
der Kommission vor rund einem Jahr 
hat ergeben, dass die 27 Mitgliedstaa-
ten die EU-Freizügigkeitsrichtlinie von 
2004 in 786 Fällen nicht korrekt umge-
setzt haben. Die meisten Mängel gab es 
beim Recht auf Nachzug von Familien-
angehörigen, dem Aufenthaltsrecht von 
Angehörigen aus Drittstaaten und beim 
Rechtsschutz bei Ausweisungen. In vie-
len Gesprächen und mit Vertragsverlet-
zungsverfahren – auch gegen Deutsch-
land – hat die Kommission seither 
versucht, die Mitgliedstaaten zur Ände-
rung ihrer Rechtsvorschriften zu bringen. 
 
„Das Recht auf freien Personenverkehr 
gehört zu den Rechten, die den EU-Bür-
gern am stärksten am Herzen liegen“, so 
begründete Viviane Reding, Vizepräsiden-
tin der Kommission und zuständig für Jus-
tiz, warum sie gehörigen Druck ausübte. 
Mit Erfolg. Inzwischen haben die Mitglied-
staaten 90 Prozent der Mängel beseitigt, 
nur 75 Fälle seien noch offen, konnte Re-
ding verkünden. „Die Europäische Kom-
mission wird wachsam bleiben, bis alle 
Mitgliedstaaten die rechtlichen Bedenken 
der Kommission in vollem Umfang ausge-
räumt haben“, sagte die Kommissarin.
 
Deutschland gehört zu einer Gruppe von 
13 Mitgliedstaaten, gegen die die Kom-
mission noch vorgeht. Im Juni wurde ein 
Vertragsverletzungsverfahren gegen die 
Bundesregierung eingeleitet. Doch auch 
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Auch Deutschland muss Gesetze ändern

EU-Kommission setzt Recht auf Freizügigkeit durch 

die will nun einlenken und verschiedene 
Rechtsvorschriften, etwa zur Familien-
zusammenführung, ändern. Kürzlich sei 
ein Schreiben aus Berlin eingetroffen, in 
dem die Bundesregierung auf alle Kritik-
punkte eingegangen sei und Gesetzes-
änderungen angekündigt habe, sagte 
Redings Sprecher.

Das Recht der EU-Bürger, sich frei in 
der gesamten Union zu bewegen, sei 

„die konkreteste und sichtbarste Errun-
genschaft der europäischen Integration 
der vergangenen 60 Jahre“ und müsse 
durchgesetzt werden, begründete die 
Kommission ihren anhaltenden Druck 
auf die Mitgliedstaaten. In wirtschaft-
lichen schwierigen Zeiten seien diese 
möglicherweise versucht, den Zuzug 
stärker zu überwachen. Jedoch nutze 
die Freizügigkeit von Personen, Waren 
und Dienstleistungen auch der Wirt-
schaft: Zwischen 2004 und 2007 sei 
das Bruttoinlandsprodukt der EU durch 
die größere Mobilität der Menschen aus 
den neu beigetretenen Mitgliedstaaten 
um rund 40 Milliarden Euro  gestiegen, 
argumentierte die Kommission.
 
Konflikt mit Frankreich ist beigelegt
 
Anlass für die Überprüfung, wie die Frei-
zügigkeitsrichtlinie umgesetzt wird, war 
ein Konflikt  mit der französischen Regie-
rung wegen der radikalen Abschiebung 
bulgarischer und rumänischer Roma im 
Sommer 2010. Dieser Streit sei endgül-
tig beigelegt, nachdem die verlangten 
Gesetzesänderungen in Frankreich am 
16. Juni angenommen worden seien, 
teilte die Kommission mit. (frh)
 

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?r
eference=IP/11/981&format=HTML&aged=0&lan
guage=DE&guiLanguage=de
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Ungehindert reisen, wohin man will – dieses Recht ist für viele Europäer besonders wichtig

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/11/981&format=HTML&aged=0&language=DE&guiLanguage=de


Nach Meinung der Mehrheit der Befragten bewegt 
sich die EU in die richtige Richtung. Von den EU-
Organen und den nationalen Regierungen wird 
erwartet, dass sie sich weiterhin gemeinsam für 
nachhaltiges Wachstum und die Schaffung von 
Arbeitsplätzen einsetzen. Wenn wir alle verant-
wortungsvoll handeln, hat Europa gute Chan-
cen, gestärkt aus der Krise herauszukommen. 

Viviane Reding, Vizepräsidentin der EU-Kom-
mission und zuständig für Justiz, Grundrechte  
und Unionsbürgerschaft

„

“

Die Europäer setzen auf Teamarbeit. 
Auch bei der Bewältigung der Wirt-
schaftskrise. „Gemeinsam sind wir 
stärker“ heißt dabei der Grundge-
danke, wie aus der von der Europä-
ischen Kommission veröffentlichten 
Eurobarometer-Umfrage hervorgeht. 
Darin befürworten 79 Prozent der Eu-
ropäer eine stärkere wirtschaftspoliti-
sche Koordinierung zwischen allen EU-
Mitgliedstaaten, 78 Prozent wünschen 
eine strengere Kontrolle durch die EU, 
wenn öffentliche Mittel zur Rettung von 
Banken und Finanzinstituten eingesetzt 
werden. Eine bessere Abstimmung der 
Wirtschafts- und Finanzpolitik der Län-
der des Euro-Raums sehen 78 Prozent 
als notwendig an, während 77 Prozent 
für eine strengere EU-Kontrolle der Ak-
tivitäten großer Finanzgruppen und 73 
Prozent für eine wichtigere Rolle der EU 
bei der Regulierung von Finanzdienst-
leistungen sind.
 
Gestärkt aus der Krise
 
Dass das Tal der wirtschaftlichen Krise 
durchschritten ist und die Auswirkungen 
der Krise auf den Arbeitsmarkt ihren Zenit 
bereits erreicht haben, glaubt knapp die 
Hälfte aller Deutschen (49 Prozent). Damit 
ist man hierzulande zuversichtlicher als 
die Bürger im europäischen Durchschnitt 
(43 Prozent). Eine Entspannung auf dem 
deutschen Arbeitsmarkt prognostizieren 
32 Prozent, während nur 17 Prozent eine 
Verschlechterung fürchten. Die Mehrheit 
der Deutschen (53 Prozent) gibt zudem 
an, keine Probleme bei der Bezahlung ih-
rer Rechnungen zu haben. 
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Trotz Wirtschaftskrise  

EU-Bürger sehen Zukunft wieder optimistischer

Die Wirksamkeit des bisherigen EU-Kri-
senmanagements beurteilen die Deut-
schen aber unterschiedlich: 45 Prozent 
sind zufrieden, 46 Prozent sehen wenig 
Effektivität. Genauso sehen es auch die 
Bürger anderer EU-Staaten. So zeigen 
sich europaweit 44 Prozent zufrieden 
und 45 Prozent unzufrieden. Das Ver-
trauen der Deutschen (35 Prozent) in die 
Europäische Union ist im Vergleich zur 
vorherigen Eurobarometer-Umfrage im 
Herbst 2010 nahezu konstant geblieben  
(–1 Prozentpunkt). 
 
Vertrauen in die EU
 
Immerhin 41 Prozent glauben, dass sich 
die Dinge in Deutschland derzeit ganz 
allgemein in die richtige Richtung entwi-
ckeln (+5 Prozentpunkte). Die Ängste der 
Deutschen betreffen vorrangig Staats-
verschuldung und Inflation. Europaweit 
stehen dagegen Arbeitslosigkeit und die 
wirtschaftliche Lage am obersten Ende 
der Sorgenskala. 
 
Beim Kampf gegen die Auswirkungen 
der Finanz- und Wirtschaftskrise setzen 
20 Prozent der Deutschen weiterhin auf 
die Europäische Union als geeignete In-
stitution – noch vor der nationalen Re-
gierung (17 Prozent). Als ebenfalls her-

vorragend für diese Aufgabe geeignet 
betrachten die Deutschen den Internati-
onalen Währungsfonds (21 Prozent). In 
der Einschätzung der Rolle der EU sind 
sich die Deutschen dabei mit den Bür-
gern anderer EU-Staaten einig: So ha-
ben 22 Prozent der Europäer Vertrauen, 
dass die EU wirksam gegen die Folgen 
der Krise vorgeht. „Die Menschen glau-
ben, dass die EU wirksame Maßnahmen 
zur Bewältigung der Krise ergreift, und 
wir befinden uns auf dem Pfad der Erho-
lung“, stellte Viviane Reding fest. 

EU-Gelder sollten nach Meinung der 
Deutschen vorrangig in Aus- und Fort-
bildung (52 Prozent) fließen. Im Rahmen 
der EU-Wachstumsstrategie „Europa 
2020“ sehen die Deutschen das Ziel, 
drei Viertel aller Bürger Europas zwi-
schen 20 und 64 Jahren in Arbeit zu 
bringen, als eine wichtige Schlüsselin-
itiative an. Die Erhebung des aktuellen 
Eurobarometers 75 fand zwischen dem 
6. und 26. Mai 2011 statt. Befragt wur-
den insgesamt 31.769 Personen in den 
27 Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union sowie den Beitritts- und Kandi-
datenländern. (lbl)

http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/
eb75/eb75_en.htm
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Gesamt „nicht wirksam“Gesamt „wirksam“

Eine stärkere Abstimmung der Wirtschaftspolitik zwischen allen EU-Mitgliedstaaten

Weiß nicht

Eine stärkere Abstimmung der Wirtschafts- und Finanzpolitik zwischen den Ländern der Euro-Zone

Eine strengere Kontrolle durch die EU, wenn öffentliche Gelder zur Rettung von Banken und Finanzinstituten eingesetzt werden

Eine wichtigere Rolle für die EU bei der Regulierung von Finanzdienstleistungen

Eine strengere Kontrolle der Aktivitäten großer Finanzkonzerne/der wichtigsten internationalen Finanzkonzerne durch die EU

Herbst 2010
Frühjahr 2011
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http://ec.europa.eu/public_opinion/archives/eb/eb75/eb75_en.htm


Es ist der Anfang vom Neuanfang: Der 
langjährige libysche Machthaber Muam-
mar al-Gaddafi ist zwar noch nicht ge-
fasst, die Ära der Unterdrückung noch 
nicht ganz abgeschlossen. Doch die Eu-
ropäische Union arbeitet bereits jetzt auf 
vielen Ebenen daran, das Mittelmeerland 
auf seinem Weg zur Demokratie wo im-
mer es geht zu unterstützen. Kommissi-
onspräsident José Manuel Barroso und 
der Präsident des Europäischen Rates, 
Herman Van Rompuy, legen dabei Wert 
auf die Feststellung, dass der Neuanfang 
nur gelingen könne, wenn auf den Willen 
des libyschen Volkes gehört werde. Es 
müsse einen von den Libyern selbst ge-
steuerten Übergang in das neue, demo-
kratische Zeitalter geben. Van Rompuy 
versprach dem libyschen Volk bei der 
Libyen-Konferenz in Paris am 1. Septem-
ber: „Wir waren, wir sind und wir werden 
an Ihrer Seite sein, um die enormen He-
rausforderungen zu meistern.“ Als erste 
Maßnahmen mit hoher Symbolkraft hat 
die EU in Tripolis ein Büro eröffnet sowie 
einen Teil der drastischen Sanktionen auf-
gehoben, die als Druckmittel gegen das 
Regime eingesetzt wurden. 

Sanktionen zum Teil aufgehoben

Das nach Tripolis geschickte Team der EU 
koordiniert die Hilfsaktionen für die Not lei-
dende Bevölkerung. Die Trinkwasserver-
sorgung und die medizinische Notfallver-
sorgung haben dabei im Moment oberste 
Priorität. 10 Millionen Euro wurden dafür 
als Soforthilfe bereitgestellt. 

Kommissionspräsident Barroso betonte 
in diesem Zusammenhang, wie sehr die 
Helfer auf eine funktionierende Verkehrs-
infrastruktur angewiesen seien. „Es ist es-
senziell, dass unsere Helfer zu der Bevöl-

kerung gelangen können – über Land, auf 
dem See- und dem Luftweg. Wir rechnen 
hier fest mit der Hilfe der neuen libyschen 
Übergangsregierung“, sagte Barroso bei 
der Libyen-Konferenz in Paris.
 
Insgesamt sind bis jetzt aus der Europäi-
schen Union mehr als 150 Millionen Euro 
in die humanitäre Hilfe für Libyen geflos-
sen, 80 Millionen Euro davon aus dem 
Gemeinschaftshaushalt. Bei der Libyen- 
Konferenz in Paris wurde außerdem 
beschlossen, die von der EU vor zwei 
Wochen verhängten Sanktionen zum 
Teil aufzuheben. So wurden insgesamt 
28 Unternehmen und Behörden von 
der Sanktionsliste gestrichen, darunter 
Hafengesellschaften, Banken, Öl- und 
Gasunternehmen. Diese werden drin-
gend für den Wiederaufbau des Landes 
gebraucht. Die Kommission verspricht 
sich von der Aufhebung der Sanktionen 
einen wichtigen wirtschaftlichen Impuls 
für das rohstoffreiche Libyen.  Enge Mit-
arbeiter, Unterstützer und Familienange-
hörige von Muammar al-Gaddafi dürfen 
jedoch weiter nicht in die EU einreisen,  
ihr Besitz in Europa bleibt gesperrt.
 
Für den Aufbau eines demokratischen 
libyschen Staates ist allerdings mehr als 

nur kurzfristige Hilfe wie die medizini-
sche Notfallhilfe und eine funktionieren-
de Trinkwasserversorgung erforderlich. 
Polizei, Justiz und Finanzverwaltung 
sind drei zentrale Baustellen auf dem 
Weg zu einem demokratischen Libyen. 
Die Kommission rechnet nicht damit, 
dass diese Institutionen von heute auf 
morgen funktionstüchtig sein werden. 
In der Kommission wird jedoch schon 
heute überlegt, wie die Einrichtung die-
ser Staatsstrukturen mittelfristig sinnvoll 
unterstützt werden kann. 

Zusätzlich zu der humanitären Hilfe will 
die Kommission weitere 25 Millionen 
Euro für diese Bereiche zur Verfügung 
stellen. Die Vorbereitung von Wahlen, 
das Bildungswesen oder auch die Un-
terstützung von Regimeopfern fallen 
ebenfalls in dieses große Aufgabenfeld. 
 
Längerfristig ist die Europäische Union 
bereit, die neuen libyschen Autoritäten 
mit weiteren 60 Millionen Euro zu unter-
stützen, um die Demokratisierung des 
Landes und den Aufbau der Zivilgesell-
schaft voranzutreiben. (alo)
 
http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?r
eference=IP/11/1003&format=HTML&aged=0&la
nguage=EN&guiLanguage=en
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Auf dem Weg zur Demokratie 

Die EU will Libyen Schritt für Schritt begleiten
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Die Menschen, die ein demokratisches Libyen aufbauen wollen, können auf Hilfe der EU zählen

http://europa.eu/rapid/pressReleasesAction.do?reference=IP/11/1003&format=HTML&aged=0&language=EN&guiLanguage=en
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Datum Thema Ort Kontakt

12.09.2011
18.00 Uhr

Diskussionsveranstaltung
10. Erfurter Europagespräch anlässlich „20 Jahre Weimarer Drei-
eck“ 

Veranstalter:
Polnisches Institut Berlin – Filiale Leipzig, Konrad Adenauer 
Stiftung, Europäisches Informations-Zentrum in der Thüringer 
Staatskanzlei

Reithaus im Park an der Ilm
Platz der Demokratie 5
99423 Weimar

www.thueringen.de/de/eiz

13.09.2011
11.00–13.00 Uhr

Podiumsdiskussion
„Für eine attraktivere berufliche Aus- und Weiterbildung“

Veranstalter:
Contact Point des EWSA in Deutschland, Netzwerk Europäische 
Bewegung Deutschland und Vertretung der Europäischen Kom-
mission in Deutschland

Europäisches Haus Berlin
Unter den Linden 78
10117 Berlin

www.europaeische-
bewegung.de/index.
php?id=14452

15.09.2011
17.00–19.00 Uhr

„Engagiert in Europa“
Auftaktveranstaltung zum Projekt „Europapolitische Information 
für die ehrenamtliche Vereins- und Verbandsarbeit“

Veranstalter:
Staatskanzlei des Landes Nordrhein-Westfalen, Regionale Ver-
tretung der Europäischen Kommission in Bonn

Staatskanzlei des Landes 
Nordrhein-Westfalen
Stadttor 1
40219 Düsseldorf

www.eu-bonn.de

15.09.2011

20.15 Uhr

Osnabrücker Europagespräch
„Streitfall Energiepolitik“: Prominente Teilnehmer werden u.a. EU-
Kommissar Günther Oettinger und die Vorsitzende der Grünen-
Fraktion im EU-Parlament Rebecca Harms sein. 

Veranstalter:
Norddeutscher Rundfunk (NDR), Neue Osnabrücker Zeitung 
(NOZ) und Stadt Osnabrück

Friedenssaal des Rathauses
Markt 
49074 Osnabrück 

europagespraech@noz.de

15.09.2011
10.00–16.00 Uhr

Informationsveranstaltung
Vorgestellt werden zwei Förderprogramme der Europäischen 
Union: „Jugend in Aktion“ und  „Europa für Bürgerinnen und 
Bürger“. 

Veranstalter:
Europäisches Informations-Zentrum (EIZ), Thüringen

Europäisches Informations-Zentrum 
(EIZ) in der Thüringer Staatskanzlei
Regierungsstraße  73
99084 Erfurt

heinz.hoffmann@tsk.thuerin-
gen.de

19.09.2011
11.00 Uhr

EP-Berichterstatter im Dialog
Dr. Dieter-L. Koch (EVP/CDU) stellt seinen Initiativbericht zu den 
Leitlinien für die Politik im Bereich der Straßenverkehrssicherheit 
2011–2020 vor. 

Veranstalter:
Informationsbüro des Europäischen Parlamentes in Deutschland, 
Netzwerk Europäische Bewegung Deutschland

Informationsbüro des Europäischen 
Parlamentes
Unter den Linden 78
10117 Berlin

www.europaeische-bewe-
gung.de

20.09.2011
11.00–13.00 Uhr

Diskussionsveranstaltung
„Ein Budget für Europa“: Wie muss ein europäisches Budget 
aussehen, das die Umsetzung der wirtschaftlichen und politi-
schen Ziele der Europäischen Union unterstützt? 

Veranstalter:
Vertretung der Europäischen Kommission in Deutschland, Fried-
rich-Ebert-Stiftung

Europäisches Haus Berlin
Unter den Linden 78
10117 Berlin

http://ec.europa.eu/deutsch-
land

21.09.2011
18.30–20.30 Uhr

Diskussionsveranstaltung
„Kroatien auf dem Weg in die EU“: Kann Kroatien tatsächlich Im-
pulse für die Balkanregion geben? 

Veranstalter:
Botschaft der Republik von Kroatien, Europa-Union Deutschland 
und Vertretung der Europäischen Kommission in Deutschland

Europäischen Haus Berlin
Unter den Linden 78
10117 Berlin

http://ec.europa.eu/deutsch-
land
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Europa literarisch:
Griechische Wintersonne über Berlin

Zeitgenössische griechische Literatur ist das The-
ma der 33. Ausgabe von „Europa literarisch“. Vor-
gestellt wird der Roman „Wintersonne“ des 1971 
geborenen Schriftstellers Giannis Makridakis. Das 
Werk besteht im Wesentlichen aus dem Monolog 
eines Außenseiters, in dem er seine dramatische 
Geschichte berichtet. Nebenbei werden Einblicke 

in das Leben auf der Insel Chios, der Heimat des Autors, und in die Geschichte seiner 
Menschen vermittelt. Dabei hält Makridakis Realität und Fiktion lange in der Schwebe.

Die von Thomas Wohlfahrt, Leiter der Literaturwerkstatt Berlin, moderierte Veranstal-
tung findet am 20. September von 18.00 bis 21.45 Uhr im Europäischen Haus, Unter 
den Linden 78, in Berlin statt. Um eine Anmeldung wird bis zum 13. September über 
die folgende E-Mail-Adresse gebeten:

comm-rep-ber-anmeldung@ec.europa.eu 

Europa: meine – deine – unsere Zukunft:
Schülerwettbewerb zum demografischen Wandel

Der Altersdurchschnitt der Europäer steigt: Dieser 
Trend ist Thema des „Europäischen Wettbewerbs 
für Schüler“ 2012. Einzeln oder in kleinen Gruppen 
können sich Mädchen und Jungen von der ersten 
bis zur dreizehnten Klasse mit der Frage auseinan-
dersetzen, wie die Umwelt, die Berufe, die Familien 
oder die Städte von morgen angesichts des demo-
grafischen Wandels aussehen sollten. Schriftliche 
Arbeiten sind dabei ebenso möglich wie Gemälde, Videos, Modelle, Aufführungen. 

Die besten Beiträge werden mit der Teilnahme an achttägigen Europäischen Jugend-
begegnungen belohnt. Außerdem gibt es Geldpreise und Reisen nach Berlin oder 
Straßburg zu gewinnen, inklusive Treffen mit Abgeordneten und Kulturprogramm. Die 
Ausschreibung und weitere Informationen sind zu finden unter:

www.europaeischer-wettbewerb.de/

Wettbewerb „Juvenes Translatores“:
Suche nach der treffendsten Übersetzung

Ohne die Arbeit der Übersetzer und Dolmetscher wäre die Europäische Union nicht funktionsfähig. 23 Amtssprachen gibt es in-
zwischen, die Zahl der möglichen Übersetzungskombinationen beträgt 506. Um Jugendlichen eine Vorstellung von der Aufgabe zu 
vermitteln und ihren fremdsprachlichen Ehrgeiz anzustacheln, schreibt die EU-Kommission den Wettbewerb „Juvenes Translatores“ 
für 17-jährige Übersetzungstalente aus.

„Mit dem Wettbewerb wollen wir für das Sprachenlernen in den Schulen und für Übersetzen als Beruf werben“, erklärte Androulla 
Vassiliou, EU-Kommissarin für Bildung, Kultur, Mehrsprachigkeit und Jugend. „Sprachkenntnisse können den Geist für andere Kul-
turen öffnen und die Berufsaussichten erheblich verbessern“, fügte sie hinzu.

Aufgabe ist in diesem Jahr, unter Aufsicht einer Lehrerin oder eines Lehrers eine Seite Text zur 
Freiwilligenarbeit in der EU in eine frei gewählte Amtssprache zu übersetzen. Den Gewinnern 
winkt eine dreitägige Reise nach Brüssel, wo sie ihren Preis verliehen bekommen, Kommissa-
rin Vassiliou treffen und sich ein Bild von der Arbeit professioneller EU-Übersetzerinnen und 
-übersetzer machen können. Jede Schule kann bis zu fünf Schülerinnen und Schüler ins Ren-
nen schicken. Zunächst einmal müssen sich die Schulen bis zum 20. Oktober über das Internet 
anmelden. Danach wird ausgelost, welche Schulen aus jedem EU-Staat mitmachen dürfen. Der 
Wettbewerb findet dann am 24. November statt.

http://ec.europa.eu/translatores

Service

Offene Ausschreibung:
Dienstleistungsauftrag

Titel: „Ausschreibung für Wach- und 
Empfangsdienstleistungen in der Ver-
tretung der Europäischen Kommission 
in Bonn, Deutschland“. Die Bekanntma-
chung mit dem Aktenzeichen PO/2011-
19/BONN wurde am 30. August 2011 im 
Amtsblatt S  Nr. 2011/S 165-271860 ver-
öffentlicht und kann als Online-Abfrage 
in der Datenbank von TED (tenders elec-
tronic daily) eingesehen werden:

http://ted.europa.eu

Die vollständigen Ausschreibungsun-
terlagen sowie gegebenenfalls zusätz-
liche Informationen können von der 
folgenden Webseite heruntergeladen 
werden:

http://ec.europa.eu/deutschland/work_study/
tenders/index_de.htm

Die Bieter sollten diese Webseite regel-
mäßig besuchen, da zusätzliche Infor-
mationen jederzeit während dieses Ver-
fahrens veröffentlicht werden können.

Frist für die Einreichung der Angebote 
ist der 19.10.2011.
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